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Davos schafft Raum für Widerstand 


Das Jahr 2010 beginnt im Zei- 
chen der Krise. In der Schweiz 
werden über 5% Arbeitslose 
erwartet - Höchststand seit Mit- 
te der 1990er Jahren; die Früh- 
lingssession des Parlaments wird 
dann auch über die Verschärfun- 
gen des Arbeitslosenversiche- 
rungsgesetzes AVIG entschei- 
den (4. Revision): Aufhebung 
der Zumutbarkeitsgrenzen für 
unter 30-Jährige, Senkung der 
Taggelder und Erhöhung der 
Beitragszeit. Die national- 
rätliche Kommission für 
Wirtschaft und Abga- 
ben verlangt sogar 

die Einführung 

von Gefäng- 
nisstrafen bei 


Vergehen 
gegen das 
AVIG (Com- 
munique 
7.10.2009) ; 
es wird eine 

heftige Kam- 


pagne zur Abstim- 
mung um die Senkung 
des Umwandlungssatzes 
der 2. Säule (7. März) statt- 
finden; die Neulancierung 
der 11. AHV-Revision wird 
vom Bundesrat vorbereitet 
etc. Angriffe auf die so- 
zialen Rechte der Lohn- 
abhängigen werden 
also weiterhin die 
Agenda der bürger- 
lichen Parteien und 


Tut er 


Das, 





der mit ihnen verbundenen Ar- 
beitgeber prägen. 


Das Jahr 2010 beginnt auch mit 
wichtigen internationalen Ereig- 
nissen. So findet vom 27. bis zum 
31. Januar in Davos das 40. Jah- 
restreffen des Weltwirtschafts- 
forum (WER) statt. Die CEOs der 
1000 grössten transnationalen 
Unternehmen, Vertreter der 100 
einflussreichsten Mediengruppen 
weltweit, Schlüsselpersonen von 
Regierungen der ganzen Welt 
und von internationalen Organi- 
sationen, ausgewählte Personen 
aus der Wissenschaft und Ex- 
perten aus Politik und Wirtschaft 
werden über „den Zustand der 
Welt" debattieren, um diese „neu 
zu denken, neu zu zeichnen und 
umzubauen" (vgl. www.weforum. 
org). Eine Geste der Arroganz 
derjenigen, die die Welt nach ih- 
ren Eigeninteressen verschandeln 
und uns nun ihre Rezepte erneut 
verkaufen wollen. 


Selbstorganisation und Wider- 
stand werden immer wichtiger, 
einerseits um die Angriffe auf 
unsere Rechte zu verteidigen, 
andererseits um Projekte einer 
anderen Welt zu formulieren. 
Daran knüpft auch die 10. Aus- 
gabe des Anderen Davos an, des 
Gegentreffens zum WEF, welches 
am Freitag, 29. und Samstag, 
30. Januar 2010 in der Grenz- 
stadt Basel stattfinden wird. Das 


Other 


Andere Davos will denjenigen 
Menschen das Wort geben, die 
Selbstorganisations- und Wi- 
derstandserfahrungen in Bewe- 
gungen erleben und Prozesse zur 
Gestaltung einer anderen Welt 
tragen. Dadurch soll ein richtiges 
Forum entstehen, an dem sich 
Frauen, Migrantinnen und Lohn- 
abhängige treffen, sich zusam- 
menschliessen und austauschen 
können. 


Wir laden euch ein, in Basel am 
Anderen Davos teilzunehmen. 
In den Räumen der Universität 
finden Podien und Workshops 
statt: Mit Tariq Ali, Buchautor 
und Leiter der New Left Review; 
Silvia Lazarte, Ex-Präsidentin 
der konstituierenden Versamm- 
lung Boliviens; Gilbert Achcar, 
Professor an der SOAS London; 
Christa Wichterich, Buchautorin 
von „Gleich, gleicher, ungleich" ; 
Marisa Pralong, Unia Mitglied, 
Angestellte bei Manor Genf; Gi- 
anni Frizzo, Exponent des Streik- 
komitees der Officine Bellinzona 
und vielen anderen mehr, die 
uns die Gelegenheit geben, über 
Strategien des Widerstands zu 
diskutieren und somit Konturen 
einer anderen Welt zu zeichnen. 
Alle Interessierten sind herzlich 
eingeladen ! 


Genauere Infos zum Programm 
und praktischer Art: www.other- 
davos.net 


[BJavos 


>>> Das Andere Davos: 


2007 ist die erste grosse Krise 
des globalisierten Kapitalismus 
ausgebrochen. 2008 und anfangs 
2009 zögerten die Massenme- 
dien und die internationalen 
Institutionen der Herrschenden 
nicht, Vergleiche mit der Grossen 
Depression von 1930 anzustellen. 
Die Staaten der Herrschenden 
unterstützen Banken, Versiche- 
rungen und Konzerne mit Hun- 
derten von Milliarden Dollars. 
Diese gigantische Sozialisierung 
privater Verluste wird letztlich 
auf die Rechnung der Iohnabhän- 
gigen Steuerzahlerlnnen gehen. 
Und morgen werden die Sozial- 
ausgaben weiter gekürzt, um die 
«öffentlichen Defizite» zu senken. 
Ende 2009 spricht die Presse von 


einer wirtschaftlichen Erholung, 
die allerdings noch schwach sei. 
In der Tat: Die Erwerbslosig- 
keit erreicht bereits historische 
Höchstwerte. Und für 2010 sieht 
es noch schlechter aus. Ausser- 
dem werden in den offiziellen 
Statistiken die Menschen verges- 
sen, die auf die Suche nach ei- 
nem Job «verzichtet» haben oder 
unter prekären Bedingungen zu 
Armutslöhnen arbeiten. Die Re- 
gierungen und internationalen 
Institutionen (OECD, Weltbank, 
IWF) setzen auf «Bildung» - in 
ihrem angeblichen Kampf gegen 
Armut und Erwerbslosigkeit und 
um die «Wettbewerbsfähigkeit» 
der Länder zu sichern. Deshalb 
werden die Bildungssysteme so- 


zial immer selektiver gemacht 
und den bornierten Interessen 
der «Wirtschaftsführe» ange- 
passt. 


Das wirkliche Wesen der System- 
krise wird noch deutlicher sicht- 
bar, wenn wir auch die Umwelt- 
zerstörung - von der die ärmsten 
Teile der Weltbevölkerung am 
meisten betroffen sind - und die 
Hungers- und Versorgungsnot- 
stände (Wasser, Hygiene usw.) 
- denen über 2 Milliarden Men- 
schen ausgesetzt sind - in den 
Blick nehmen. Zu diesen Katast- 
rophen kommen die Kriege hinzu, 
die die imperialistischen Mächte 
führen (gegen Irak, Afghanistan, 
Pakistan) oder instrumentalisie- 


Widerstand zeichnet Konturen 


ren (in Afrika). 


Und nun treffen sich im Januar 
2010 in Davos die tatsächlichen 
Verantwortlichen für diese Krise 
und wollen über den «Zustand 
der Welt» debattieren, um diese 
«neu zu denken, neu zu zeichnen 
und umzubauen». Das ist zu- 
nächst einmal ein Eingeständnis, 
wie es um ihre Welt steht. Vor 
allem aber ein Zeichen der Arro- 
ganz derjenigen, die der Welt auf 
der Basis ihrer tödlichen Eigenin- 
teressen einen neuen «Look» ge- 
ben wollen, nachdem sie uns in 
die Katastrophe geführt haben. 
Das zeigt sich bereits heute von 
Neuem. Denn ihre «Antwort» auf 
die Krise besteht nur aus einer 


Programm: 
Das Andere Davos 2010 


Das Andere Davos findet in den Räumen der 
Universität Basel statt: Kollegienhaus der Uni- 
versität Basel, Petersplatz 1. Konferenzen in 
der Aula, Workshops in Räumen des 1. Stocks 
(vom Bahnhof SBB Bus Nr. 30 bis Haltestelle 
Spalentor). Praktische Infos zu Anreise und 
Übernachtung finden sich auf www.otherda- 
vos.net. Kosten: AHV, Prekäre, Studierende: 
5.-, Normalpreis: 15.-, Solidaritätsbeitrag: 
25.- für die ganze Tagung. Alle Interessierten 
sind herzlich eingeladen! Neben den Konfe- 
renzen und Workshops finden auch musikali- 
sche Einlagen, eine Fotoausstellung, eine The- 
ateraufführung statt. Info- und Büchertische 
sind ebenfalls vorgesehen. 


(Simultanübersetzung der Konferenzen und 
Workshops) 


Freitag, 29. Januar, 16 bis 18 Uhr 
Kritische Universität - Uni von unten 


Das Andere Davos findet an der Universität statt, oder: 
an einem öffentlichen Ort, der den Austausch erlaubt, 
einen Dialog über die Kritik eines Systems und über 
die Mobilisierungen gegen die sozialen Herrschafts- 
und Ausbeutungsverhältnisse zu führen. In diesem 
Rahmen geht es darum, das kritische und so genannte 
akademische Denken mit Erfahrungen von autonomen 
Bildungsprojekten von Frauen, Migrantinnen und Lohn- 
abhängigen zu verbinden. 


Daran werden teilnehmen: Franz Schultheis, Professor, 
„Welche Verbindung zwischen den kritischen Sozi- 
alwissenschaften und den sozialen Kämpfen ?“; Ueli 
Mäder, Professor, ‚Warum findet das Andere Davos an 
der Universität Basel statt?“ ; Claudia Nogueira, Pro- 
fessorin an der Universidade Federal de Santa Catarina 
(Brasilien), „Erfahrungen autonomer Bildung"; Avji 
Sirmoglu, Planet 13, Basel, „Die Bildung der Prekä- 
ren“; Felipe Polania, Verein „Bildung für alle“ an der 
Autonomen Schule Zürich, „Schule als politische Ak- 
tion in der Flüchtlingsbewegung“ ; Teilnahme weiterer 
Migrantinnen usw. 


Freitag, 29. Januar, 19.30 Uhr 


Eröffnungskonferenz in der Aula 


Von der Absage an die Barbarei zur 
NEITELEITTEGTESEITEIEHENTGN 
« Noam Chomsky, Videointerview (wie vor 10 Jahren 
bei der 1. Ausgabe des Anderen Davos). 


« Tariq Ali, Buchautor und Leiter der New Left Review: 
„Der Imperialismus zu Zeiten Obamas“. 


« Silvia Lazarte, Ex-Präsidentin der konstituierenden 
Versammlung Boliviens: „Die indianische Rebellion in 
Bolivien“. 

« Franco Cavalli, Alt-Nationalrat der SP Mitglied der Ex- 
ekutive der internationalen Vereinigung gegen Krebs: 
„Die kapitalistische Globalisierungen gegen ein öffent- 
liches Gut: das Recht auf Gesundheit für alle“. 


« Christa Wichterich, Buchautorin von „Gleich, glei- 
cher, ungleich“ (2009), (Deutschland): „Die Frauen- 
kämpfe im Kontext der kapitalistischen Globalisierung“. 


« N.A. Batchu Siddique, Präsident von Dhuumca- 
tu (Vereinigung der bengalischen, indischen und 
pakistanischen ArbeiterInnen in Italien): „Die Mo- 
bilisierung der Migrantinnen und die Einheit der 
Lohnabhängigen“. 


« Dirceu Travesso, nationaler Sekretär von Conlutas 


(Brasilien): „Die Lohnabhängigen des formellen und 
informellen Sektors vereinigen“. 


Samstag, 30. Januar, 9.30 bis 12.30 Uhr 


Workshops 


NIETEIDUSCHTUERTER ALLTAG ET 
Rechte der Lohnabhängigen 
« Pietro Basso, Professor an der Universität 
Ca’Foscari, Venedig, Autor von verschiedenen Büchern 


über Migrantinnen: „Islamophobie: Eine Waffe gegen 
Migrantinnen“. 


« Dario Lopreno, Mitglied der Gewerkschaft VPOD: 
„Die neuen Richtlinien gegen die Migrantinnen in der 
Schweiz“. 


« Alain Bihr, Professor an der Universität Besancon: 
„Die Debatte um die nationale Identität und die Angriffe 
auf die Rechte der Migrantinnen“. 


SRENSHETALRNTELSÄIEUSITÄTERTTCHED) 


« Christian Mahieux, Sekretär von SUD-Rail, Frank- 
reich: „SUD: Warum solidarisch, einheitlich und de- 
mokratisch ?“ 


« Gianni Frizzo, Animator des Streikkomitees der Offici- 
ne, Bellinzona: „Die wichtigsten Elemente einer neuen 
Gewerkschaftsbewegung im Kampf der Officine“. 


« Matteo Beretta, Delegierter der FIOM von Fincantieri 
(Porto Marghera - Italien): „Die neue Gewerkschafts- 
bewegung im Kampf gegen die Politik der Subunter- 
nehmen“. 


« Tom Adler, IG-Metall, Mercedes: „Angesichts der Au- 
tomobilkrise, welche neue Gewerkschaftsbewegung ?* 


Die Kämpfe der Iohnabhängigen Frauen 


« Lidia Cirillo, Leiterin der Quaderni Viola, Italien: „Die 
lohnabhängigen Frauen angesichts der aktuellen Kapi- 
talismuskrise“. 


« Cristina Hernandez, Gewerkschaft Service Em- 
ployees International Union, Los Angeles: „Die ange- 


Verschärfung der verschiedenen 
Formen von Ausbeutung und 
Unterdrückung. Der globalisierte 
Kapitalismus - basierend auf pri- 
vater Aneignung des Reichtums, 
globalisierter Tyrannei der Ver- 
marktung aller Dinge und Men- 
schen und Konkurrenz zwischen 
den Grosskonzernen - kann nicht 
ohne ein entsprechendes Herr- 
schaftssystem existieren, das die 
Grundrechte der Menschen und 
ganzer Bevölkerungen perma- 
nent in Frage stellt. 


Doch bereits heute wird eine 
andere Welt gedacht, gezeich- 
net und gebaut. Dies geschieht 
durch vielfältige Formen von 
Widerstand, Kampf und Ableh- 


einer anderen Welt >>> 


nung, und auf der Grundlage von 
Gegenvorschlägen, die zumin- 
dest ansatzweise die Frage nach 
einer anderen, radikal und wirk- 
lich demokratischen Gestaltung 
der Welt aufwerfen. So wird die 
Unterwerfung des Planeten un- 
ter die Interessen der Oligarch(i) 
en in Frage gestellt. Das Andere 
Davos will denjenigen Menschen 
das Wort geben, die diese Be- 
wegungen und Prozesse tragen. 
Dadurch soll ein richtiges Forum 
entstehen, an dem sich insbe- 
sondere Menschen aus folgenden 
Zusammenhängen treffen, zu- 
sammenschliessen und diskutie- 
ren: Männer und Frauen, die auf 
eine neue Art gewerkschaftliche 
Basisarbeit machen und dabei 





die verschiedenen Facetten der 
Ausbeutung und Unterdrückung 
berücksichtigen ; Migranten und 
Migrantinnen in Europa und den 
USA, die für ihre Rechte und ge- 
gen die Polizeistaaten ankämp- 
fen; Frauen, die durch ihre eige- 
nen Initiativen die patriarchalen 
Ordnungssysteme in Frage stel- 
len ; Sprecher und Sprecherinnen 
der Bevölkerungen im Süden, die 


sowohl gegen die imperialisti- 
schen Mächte als auch gegen die 
Kräfte in ihren Ländern kämpfen, 
die sie von jeder kollektiven Ge- 
staltung der Zukunft ausschlie- 
ssen wollen; sowie Aktivisten 
und Aktivistinnen der Antikriegs- 
bewegung, vor allem mit Bezug 
auf den Irak, Afghanistan, Pakis- 
tan und Palästina. 


stellten Frauen in den Schulen organisieren“. 


« „Kita Streik“ : Streik in den Kinderkrippen in Deutsch- 
land Anfang 2009, eine einmalige Erfahrung (Rednerin 
wird präzisiert). 

« Claudia Nogueira, Professorin an der Universidade 
Federal de Santa Catarina (Brasilien): „Der doppelten 
Ausbeutung der Frauen in Brasilien entgegentreten: 
Einige Beispiele“. 

« Marisa Pralong, Unia Mitglied, Angestellte bei Manor 
(Genf) : „Die Angestellten organisieren angesichts der 
Repression der Unternehmer“. 


Die Privatisierung des öffentlichen Transports 


« Christian Zeller, Professor an der Universität Salz- 
burg: „Die Privatisierung der Eisenbahn in Deutschland 
und ihre Folgen“. 


« Urs Zuppinger, Stadtplaner: „Die Transportpolitik in 
der Schweiz: Die letzten Neuigkeiten“. 


« Dante de Angelis, Gewerkschaften der italienischen 
Eisenbahn, Viareggio: „Die Privatisierung und die Ge- 
fahren im Eisenbahntransport“. 


« SUD-Rail: „Die Gegenreform im Gütertransport“ 
(Redner wird präzisiert). 


Samstag, 30. Januar, 14 bis 16.30 Uhr 


Workshops 


Widerstand und Stimmen der Migrantinnen 


« N.A. Batchu Siddique, Präsident von Dhuumcatu 
(Vereinigung der bengalischen, indischen und pakista- 
nischen Arbeiterinnen in Italien) : „Wie und wozu wurde 
Dhuumcatu gegründet ?“ 


« Anzoumane Sissoko (Mali), Sprecher der Sans- 
Papiers-Koordination in Paris: „Die Sans-Papiers- Be- 
wegung in Frankreich: Die Frage der Einheit und die 
Beziehungen mit den Gewerkschaften und den politi- 
schen Organisationen“. 


« Cristina Hernandez, Gewerkschaft Service Em- 


ployees International Union, Los Angeles: „Die Bewe- 
gung der Latin@s und ihre Forderungen in Kalifornien“. 


« Vertreterln von Bleiberecht Zürich: „Widerstand von 
unten gegen die repressive Asylpolitik“. 


« CAFri: „Die Selbstorganisation der MigrantInnen und 
ihre Forderungen: das Beispiel Fribourg“. 


SRELESETALHTELSHIEUSEITERTCHR) 


« Dirceu Travesso, nationaler Sekretär von Conlutas 
(Brasilien): „Was ist der Sinn des Kampfes von Con- 
lutas“. 


« Gilbert Achcar, Professor am SOAS, London: „Der 
Aufstieg der Arbeiterlnnenkämpfe und der Kampf für 
eine unabhängige Gewerkschaftsbewegung in Agyp- 
ten“. 


« Christa Wichterich, Buchautorin von „Gleich, 
gleicher, ungleich“ (2009), (Deutschland): „Die 
Arbeiterinnenkämpfe in China: Entsteht eine un- 
abhängige Gewerkschaftsbewegung ?“ 


« Lee Sustar, Redaktor von Socialist Worker (USA): 
„Wie antworten Arbeiterlnnen auf die Krise in den 
USA?“ 


Die Hungerkrise und das „herrschende 
Landwirtschaftsmodell“ 
« Ricardo Antunes, Professor an der UNICAMP (Brasi- 
lien), Mitarbeiter des MST und der Redaktion von Brasil 


do Fato: „Das exportorientierte Landwirtschaftsmo- 
dell, Hunger und Ausbeutung in Brasilien“. 


(An diesem Workshop werden unter anderen 
Vertreterinnen von Uniterre und der Confed£eration 
paysanne aus Frankreich teilnehmen. Bestätigung 
folgt.) 


Die Privatisierung der Post 


« Patricio Paris, Mitglied der NPA und des einheitlichen 
Komitees des 13. Stadtbezirks von Paris: „Die Benut- 
zerInnen und die gewerkschaftlich organisierten Ange- 
stellten zusammen im Kampf gegen die Privatisierung 
der Post in Frankreich“. 


« Ein-e Vertreterin von Sud-PTT: „Der direkte Kampf 


und das Referendum gegen die Privatisierung in Frank- 
reich" (Bestätigung folgt). 

« Ein Briefträger aus der Schweiz: „Die ‚Privatisierung’ 
des Pöstlers“. 


« Martin Smith, Socialist Workers Party, Grossbritan- 
nien: „Der Kampf der englischen Briefträger von Royal 
Mail“ 


Samstag, 30. Januar, 17 bis 19.30 Uhr 


Abschlusskonferenz in der Aula 


Die Kämpfe der Zukunft — die Zukunft der 
Kämpfe 


« Gianni Frizzo, Animator des Streikkomitees der Of- 
ficine, Bellinzona: „Eine neue Gewerkschaftsbewe- 
gung in der Schweiz“. 

« Lee Sustar, Redaktor von Socialist Worker, USA: „Ar- 
beitslosigkeit und soziale Krise unter Obama: Welche 
Achsen eines sozialen Kampfes ?“ 

« Ricardo Antunes, Professor an der UNICAMP (Brasi- 
lien), Mitarbeiter des MST und der Redaktion von Brasil 
do Fato: "Die strukturelle Prekarisierung der Arbeit und 
die sozialen Kämpfe in Brasilien". 

« Giorgio Cremaschi, Sekretär der FIOM (Italien) : „Wel- 
che Wiederbelebung der sozialen Kämpfe in Italien ?“ 
« Cristina Hernandez, Gewerkschaft Service Em- 
ployees International Union, Los Angeles: „Welche 
Zukunft für die MigrantInnenkämpfe ?* 

« Gilbert Achcar, Professor am SOAS, London: „Die 
Islamophobie bekämpfen - die Hauptform des aktuel- 
len Rassimus im Westen“. 

« Ueli Mäder, Soziologe, Professor an der Uhni- 
versität Basel: „Die soziale Krise in der Schweiz: 
Einige Orientierungspunkte für den Widerstand“. 


[Das Andere Davos wird in Kooperation mit dem Zent- 
rum für interdisziplinäre Konfliktanalyse der Universität 
Basel durchgeführt. 


>>> Kritik am Friedensnobelpreis für 


Interview mit Naomi Klein u. Ta- 
rig Ali: Goldstone-Report, Klima- 
konferenz, Afghanistan, Irak 

von Juan Gonzalez, Naomi Klein 
und Tarig Ali 

Quelle: http ://zmag.de/artikel/ 
kritik-am-fr... 

Weniger als neun Monate nach 
seinem Amtsantritt wird dem 
neuen US-Präsidenten der Frie- 
densnobelpreis 2009 verliehen. 
Er erhält ihn, obwohl er den Krieg 
im Irak fortführt und die Besat- 
zung Afghanistans ausweitet. 
Naomi Klein ist Journalistin und 
Buchautorin ('No Logo u.a.) 

Tarig Ali ist Autor zahlreicher Bü- 
cher und Redaktionsmitglied der 
New Left Review. 


(..) Juan Gonzalez: Präsident 
Obama trat sein Amt an kurz be- 
vor die Frist für die Einreichung 
von Kandidatennamen für den 
Nobelpreis auslief - weniger als 
zwei Wochen vor Ablauf dieser 
Frist. Er ist der dritte amtierende 
US-Präsident, der den Friedens- 
nobelpreis erhält - nach Theodo- 
re Roosevelt (1906) und Wood- 
row Wilson (1919). 


Um mehr zu erfahren, sind wir 
nun mit der Journalistin und Au- 
torin Naomi Klein verbunden, die 
auch schon einige Preise gewon- 
nen hat. Sie ist uns aus Toronto 
zugeschaltet. 


Sand 


Willkommen bei 
Now !, Naomi ! 


Democracy 


Naomi Klein: Danke, Juan. 


Juan Gonzalez: Was ist Ihre Re- 
aktion auf die überraschenden 
Nachricht? 


Naomi Klein: Wissen Sie, ich 
versuche, mich nicht über ein 
Thema zu äußern, bevor ich es 
verarbeitet habe - bevor ich die 
Möglichkeit hatte, es zu verar- 
beiten, denn meine spontane 
Reaktion wäre: Es ist wirklich 
signifikant und enttäuschend. Es 
macht den Nobelpreis so billig. 
Wissen Sie, er wurde schon frü- 
her billig vergeben, und es wird 
wieder passieren. Allerdings ist 
in diesem Fall etwas wirklich Er- 
staunliches passiert. Wenn wir 
uns die Begründung anhören, so 
wird der Preis - trotz überwälti- 
gender (Gegen-)Beweise - in der 
Hoffnung vergeben, Obama wer- 
de seine Meinung ändern oder 
sich ermutigt fühlen, Dinge zu 
tun, die er bisher nicht tat. Er war 
ein Kandidat, dessen Wahlkampf 
in erster Linie auf Hoffnungen 
basierte, auf Wunschdenken und 
weniger auf konkreter Politik. 
Was wir sehen, sind Hoffnungen, 
die über Hoffnungen gestapelt 
werden - und Wunschdenken. 


Doch bei dem Preis geht es ei- 
gentlich darum, konkretes Ver- 


im Getriebe 


Die Nummer 78 von Sand im Getriebe, dem internationalen 
Newsletter von attac auf Deutsch, ist erschienen: "Neoliberalismus 
reloaded? Falsche Alternativen". Zum Schwerpunkt Klima finden 
sich diverse Beiträge: Finanzen für Klima- und soziale Gerechtig- 
keit! Von attac Togo, Focus on the Global South u.a., sowie: Warum 
brauchen wir eine globale Klima-Gerechtigkeitsbewegung ? Von 
Nicola Bullard und Gopal Dayaneni. Ein weiterer Schwerpunkt ist 
die WTO mit Berichten zu den Mobilisierungen gegen das jüngste 
WTO-Ministertreffen in Genf. Auch die Bewegungen der Studieren- 
den werden aufgenommen und verfolgt. Nicht zuletzt nimmt der 
Themenblock "Soziale Bewegungen" etwa die Proteste bei Opel und 
die Frage von politischen Streiks auf. Sand im Getriebe kann man 
unter anderem auf der Website von attac Österreich runterladen. 


Nicht verpassen ! 


halten, konkrete Aktionen, zu 
honorieren. Es gibt viele in der 
Welt, die für diesen Preis in Be- 
tracht kamen, Menschen, die Tag 
für Tag enorm riskante Dinge 
tun, um konkret Gutes zu errei- 
chen. Einer dieser Menschen, an 
den ich denke - einer der Namen, 
die 2009 zur Debatte standen -, 
ist Dr. Mukwege aus dem Kongo 
(DRC), ein Mann, der persönlich 
bedroht ist, weil er Tag für Tag 
Frauen rettet, die mit Gewalt se- 
xuell missbraucht wurden. Wäre 
der Preis an Dr. Mukwege ge- 
gangen - und ich nenne ihn nur 
als ein Beispiel - so wäre das ein 
sehr konkreter Erfolg und eine 
Ermutigung für seine Handlungs- 
weise gewesen und hätte Druck 
auf die USA und die internatio- 
nale Gemeinschaft ausgeübt, et- 
was für die Frauen im Kongo zu 
unternehmen. (...) 


Juan Gonzalez: Naomi, das No- 
belpreiskomitee hat vor allem 
Obamas Zugehen auf die mus- 
limische Welt hervorgehoben. 
Ich möchte, dass Sie besonders 
darauf eingehen, vor allem an- 
gesichts der Tatsache, dass der 
Präsident eine dramatische Aus- 
weitung des Afghanistankrieges 
in Betracht zieht und angesichts 
der Tatsache, dass die US-Regie- 
rung den Goldstone-Report über 
den israelischen Krieg gegen 
Gaza kritisiert hat. 


Naomi Klein: Ich werde mit dem 
zweiten Punkt beginnen, denn 
das ist auch so eine Sache, die 
das Timing (der Preisverleihung) 
sehr merkwürdig macht. Ich 
denke, der Moment ist wirklich 
passe, um Obama zu belohnen, 
weil er Hoffnungen und Optimis- 
mus weckte. Wir sehen das sehr 
deutlich in Zusammenhang mit 
Israel-Palästina: Enorme Hoff- 
nungen wurden geweckt - inspi- 
riert durch Obamas Rhetorik und 
seine historische Kairoer Rede. 
Dieser Moment ist für uns vor- 
bei, denn er hat seine Rede nicht 
erst gestern gehalten. Heute ist 
der Moment, in dem wir auf die 
Erfüllung seines Versprechens für 
Wandel warten - und wir erleben 
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eine Enttäuschung nach der an- 
dern. 


Da war erstens sein halbherzi- 
ger Versuch, mit der Netanjahu- 
Regierung Tacheles zu reden, als 
es um die Expansion der Siedlun- 
gen ging. Ich sage "halbherzig", 
weil tatsächlich Forderungen 
gestellt wurden, die allerdings 
kraftlos vorangetrieben wurden. 
Wir wissen schließlich, dass die 
USA nicht nur über moralische 
Mittel verfügen, die sie gegen die 
Regierung Netanjahu einsetzen 
könnten, wenn sie die Auswei- 
tung der Siedlungen wirklich ver- 
hindern wollten: Milliarden an 
Militärhilfe. Aber dieses Thema 
kam natürlich nie auf den Tisch. 
Nachdem das bisschen morali- 
scher Druck versagt hatte, sahen 
wir wieder den alten Defaitismus. 


Dann der Goldstone-Report. Ei- 
ner der angeblichen Erfolge der 
Wiederannäherung (der USA) an 
den Multilateralismus war, dass 
die USA einen Sitz im Menschen- 
rechtsrat (der Vereinten Natio- 
nen in Genf) einnahmen. Aber 
hier erleben wir das Gleiche wie 
bei den Klimaverhandlungen: 
Die USA bringen sich wieder ein 
- aber enorm destruktiv. Sie nut- 
zen ihren Status, ihren Platz in 
der Runde, um das internationale 
Recht zu unterminieren. Das pas- 
sierte bei den Klimaverhandlun- 
gen, und das passiert im Moment 
gerade beim Goldstone-Report: 
Anstatt das internationale Recht 
zu stärken, üben die USA Druck 
auf Abbas aus und setzen sich 
selbst, in Wort und Tat, dafür ein, 
diesen entscheidenden Report, 
der ein Durchbruch sein sollte, zu 
unterminieren. 


Die Obama-Administration verlor 
auch keine Zeit, Richter Richard 
Goldstone ohne jede Fakten- 
grundlage das Wasser abzu- 
graben. Der Report war extrem 
ausgewogen. Die USA hätten 
sich zurücknehmen können und 
zulassen, dass der Report sich 
seinen Weg durch das System der 
Vereinten Nationen bahnt. Doch 
sie versteckten sich bei diesem 


Thema gewissermaßen hinter der 
UN. Auf der einen Seite war da 
ein Richter von außergewöhnli- 
chem internationalem Ruf, der an 
das internationale Recht glaubt 
und sich auch in der Realität für 
dieses Recht stark gemacht hat. 
"Niemals wieder" - ob es nun um 
Ruanda ging oder das ehema- 
lige Jugoslawien. Goldstone ist 
jemand, der dieser Idee wirklich 
mit ganzer Seele verpflichtet ist. 
Die USA ließen zu, dass sein Ruf 
beschädigt wurde. Sie haben - in 
vielerlei Hinsicht - dazu beigetra- 
gen. Dies ist der Moment, in dem 
Palästinenser zunehmend der 
Meinung sind: "Okay, ihr habt 
uns Hoffnungen gemacht, und 
nun zerstört ihr sie wieder". 


Und mittendrin verleiht das No- 
belpreis-Komitee seinen wich- 
tigsten Preis an Barack Obama. 
Ich denke, das ist reichlich be- 
leidigend. Ich weiß nicht, was 
für ein politisches Spiel sie spie- 
len. Um ganz ehrlich zu sein, ich 
glaube, das Komitee war noch nie 
so politisch und noch nie so ent- 
täuschend. 


Juan Gonzalez: Danke, Naomi 
Klein, dass Sie kurzfristig kom- 
men konnten. Die Bekanntgabe 
fand erst vor wenigen Stunden 
statt - die Bekanntgabe, dass 
Präsident Obama den Friedens- 
nobelpreis erhält. Naomi Klein ist 
eine bekannte Journalistin und 
Bestseller-Autorin. 


Wir hatten gehofft, Jeremy Sca- 
hill zu erreichen, um uns seine 
Reaktion anzuhören, aber wir 
hatten Probleme. Wir haben es 
allerdings geschafft, Tarigq Ali 
- kurz vor der Sendung - zu er- 
reichen. Ali ist Journalist, Aktivist 
und Autor zahlreicher Bücher. 
Außerdem gehört er dem Redak- 
tionsteam von New Left Review 
an. Sharif Abdel Kouddous - Pro- 
duzent von Democracy Now! - 
befragte Tariq Ali zum Friedens- 
nobelpreis an Obama. 


Tariq Ali: Nobel... (nicht zu ver- 
stehen) überrascht mich. Schon 
in der Vergangenheit wurde der 


Preis an US-Präsidenten verlie- 
hen, zum Beispiel an Teddy Roo- 
sevelt, der den Frieden nicht son- 
derlich liebte. Auch Jimmy Carter 
erhielt den Preis usw.. Was Barack 
Obama angeht, so gibt es nur ei- 
nes zu sagen: Sie hätten abwar- 
ten sollen ; ein Anstandsintervall 
wäre besser gewesen. Sie hätten 
bis 2010 warten sollen, denn im 
Moment halten amerikanische 
Truppen zwei Länder besetzt: Irak 
und Afghanistan. Egal, was ge- 
sagt wird, die US-Soldaten blei- 
ben im Irak; ihre Basen werden 
dort noch einige Zeit bleiben. Der 
Krieg in Afghanistan geht ohne 
Unterlass weiter - und Präsident 
Obama entsendet sogar weitere 
Truppen. Noch mehr Menschen 
werden getötet - Afghanen und 
Nato-Soldaten. Der Krieg wurde 
auf Pakistan ausgeweitet. Daher 
ist die Entscheidung des Nobel- 
preiskomitees seltsam - wenn 
auch nicht überraschend. 


Sie (Nobelpreiskomitee) neigen 
dazu, Rhetorik sehr ernst zu neh- 
men. Sie leugnen es, aber wir 
wissen, dass sie 1938 im Konflikt 
waren, ob sie den Preis an Gandhi 
oder an Hitler verleihen sollten. 
Schließlich gaben sie ihn an die 
Flüchtlingsorganisation Nansen 
International Office of Refugees - 
auch keine bessere Entscheidung. 


Es wäre sinnvoll, wenn sie darü- 
ber nachdächten, eine selbstlose 
Entscheidung zu treffen: keine 
Preise mehr an Staatsoberhäup- 
ter, an Leute, die noch an der 
Macht sind (nicht zu verstehen), 
nicht an Leute, die Kriege führen. 


Ich denke, ich hätte ihnen zwei 
Kandidaten nennen können, die 
den Friedensnobelpreis 2009 
wirklich verdient hätte n. Der 
eine ist Noam Chomsky, der sich 
sein ganzes Leben lang für den 
Frieden eingesetzt hat, der ande- 
re Mumia Abu-Jamal, der seit 25 
Jahren friedlich in seiner Gefäng- 
niszelle sitzt und auf Gerechtig- 
keit wartet. Das hätte den Leuten 
zu denken gegeben. 


Sharif Abdel Kouddous: Was hal- 
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ten Sie von der Begründung des 
Nobelpreiskomitees, Obama habe 
sich auf die muslimische Welt 
zubewegt? Ihre Reaktion ? 


Tariq Ali: Nun, Obama hat in 
Kairo eine Rede gehalten, in der 
er sich an die muslimische Welt 
wandte. Das taten andere US- 
Präsidenten vor ihm. Im Vergleich 
mit Bush erschien das natürlich 
sehr dramatisch. Es war in ge- 
wisser Weise begrüßenswert, als 
er sagte: "Ihr seid nicht unsere 
Feinde". Aber Taten sprechen lau- 
ter als Worte. Das ist immer so. 


Was die  israelisch-palästinen- 
sischen Gespräche angeht, so 
gibt es keine Entwicklung. Die 
Obama-Regierung ist unfähig, 
mit Netanjahu und der extre- 
men Rechten in Israel, die heute 
an der Macht sind umzugehen. 
Es gibt auch keine Fortschritte 
hinsichtlich eines völligen Rück- 
zugs aus dem Irak. Auf den Iran 
wird konstanter Druck ausgeübt. 
In Afghanistan herrscht Krieg. 
Schön und gut mit der muslimi- 
schen Welt zu reden, aber bei Po- 
litikern sollte man sein Urteil auf 
deren Taten stützen und nicht 
auf das, was sie sagen. 


Sharif Abdel Kouddous: In Ihrem 
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Buch 'The Duel': Pakistan on the 
Flight Path of American Power‘ 
haben Sie viel über Pakistan ge- 
schrieben. Wie schätzen Sie Oba- 
mas Haltung zu Pakistan ein ? 


Tarig Ali: Nun, die Haltung der 
Obama-Administration gegen- 
über Pakistan ist rein instru- 
menteller Art: Tut es, was wir 
wollen oder nicht. Diese Haltung 
hatte auch schon die Vorgän- 
gerregierung. Die amerikanische 
Botschafterin in Pakistan, Anne 
Patterson, benimmt sich wie eine 
Vizekönigin. Sie weiten ihre Mili- 
tärpräsenz im Land immer mehr 
aus. Sie weiten ihr Territorium im 
Land immer mehr aus und richten 
immer mehr Orte für sich selbst 
ein. Zweifellos haben sie auch ein 
Spionagenetzwerk dort. Im We- 
sentlichen unterstützen sie ein 
korruptes Regime, dessen Präsi- 
dent ihnen zu Diensten ist. Was 
die Bedürfnisse der normalen Pa- 
kistaner angeht, darum scheren 
sie sich kaum. 


Juan Gonzalez: Das war Tarig Ali, 
ein bekannter Journalist, Akti- 
vist, Kulturkritiker und Autor (...) 
Das Interview mit Ali wurde von 
Sharif Abdel Kouddous für Demo- 
cracy Now! geführt und vor der 
Sendung aufgezeichnet. 


>>> Frauen als soziale Airbags in der Krise. Intervic 


Sind "die Männer" schuld an der 
Wirtschaftskrise, und halten "die 
Frauen" den Schlüssel für Lösun- 
gen in der Hand ? Ganz falsch ist 
das nicht - aber Christa Wichte- 
rich zeigt, dass eine feministische 
Kritik am globalisierten Kapitalis- 
mus weit über solche Platitüden 
hinaus reicht und Vorschläge für 
grundlegende Alternativen bie- 
ten kann. Sie wird zusammen 
mit vielen anderen interessanten 
RednerInnen und Rednern am 
Anderen Davos 2010 in Basel auf- 
treten. 


Seit Beginn der Wirtschaftskrise 
werden Frauen gerne als die "bes- 
seren" Kapitalistinnen vorgeführt 
- weniger risikobereit, teamfä- 
higer, fleißiger, flexibler, denken 
nachhaltiger usw. Was halten Sie 
davon? 


Christa Wichterich: Das ist die 
erste Krise, bei der das so ge- 
schieht. Es ist insofern interes- 
sant, weil es den Blick darauf 
richtet, dass die Märkte und auch 
die Krise  vergeschlechtlichte 
Prozesse sind, in denen Männer 
und Frauen eine unterschiedli- 
che Rolle spielen. Diese Rollen 
werden in der Krise auf einmal 
hinterfragt. Das hat im Jänner 
begonnen, als der "Observer" in 
England gefragt hat: "Wäre der 
Crash auch gekommen, wenn 
die Lehman-Brothers Sisters ge- 
wesen wären ?" Es wurden auch 
gleich Studien nachgeschoben, 
die zeigten, dass sich an den Bör- 
sen und Banken eine Kultur der 
Zocker-Männlichkeit mit einem 
zu hohen Testosteronspiegel ent- 
wickelt hat. Das hatte zur Folge, 
dass es eine zu hohe Risikobe- 
reitschaft gibt und Spekulatio- 
nen vorangetrieben werden, die 
dann zum Crash führten. Das ist 
eine individualistische Analyse 
der Krise und eine solche lenkt 
von den Gesetzmäßigkeiten des 
Finanzmarktes ab, die dazu an- 
treiben, immer neue Finanzmark- 
tinstrumente zu erfinden, Wetten 
abzuschließen und zu spekulie- 
ren, um die Rendite zu steigern, 
das heißt aus Geld mehr Geld zu 
machen. Das führt zwangsläufig 


zu Blasen und schließlich zu ei- 
nem Crash. Wenn man nur auf 
die Individuen schaut, die da ein- 
gespannt sind, lenkt das von den 
Gesetzmäßigkeiten des Mark- 
tes und davon ab, nach welcher 
Logik dieser funktioniert. Die 
Kritik am Zockerverhalten Einzel- 
ner und der männlichen Finanz- 
markt-Kultur ist völlig berechtigt 
wie auch die Kritik daran, dass 
die Gier nach Boni für Risiken 
blind macht, Risiken, die auf die 
Gesellschaft verlagert werden 
und nicht von den Verantwort- 
lichen getragen werden. Das ist 
alles richtig. Nur diese Form, die 
Kritik nur auf Individuen zuzu- 
spitzen, auf individuelle Boni- 
Geilheit und auf Männlichkeit, 
das geht an der Funktionslogik 
des Marktes vorbei. Frauen wür- 
den sich in den entsprechenden 
Positionen dieser Funktionslogik 
und den Zwängen des Marktes 
und des Geldes, immer weiter zu 
wachsen, auch nicht entziehen 
können. Aber ganz unabhängig 
davon: Frauen haben auf allen 
gesellschaftlichen Ebenen und 
auf allen Märkten ein gleiches 
Recht auf Karriere, auf Führungs- 
positionen und auf Macht, auch 
auf Fehler. Das ist eine andere 
Geschichte. 


Erst im Juli wurde in Deutschland 
gemeldet, dass im Gegensatz zur 
Arbeitslosigkeit der Männer, jene 
der Frauen weiter sinkt. Profitie- 
ren Frauen von der Krise? 


Wichterich: Man muss sich an- 
sehen, wo wirkt die Krise und 
wie. Man spricht von unter- 
schiedlichen Kaskaden-Effekten 
der Krise, von Erstrunden-Effek- 
ten, von Zweitrunden-Effekten 
usw. Die Krise wirkt schnell auf 
die Exportsektoren, diese sind in 
unterschiedlichen Ländern un- 
terschiedlich gestaltet. Bei uns 
sind das vor allem die männer- 
dominierten Automobil- und 
Maschinenbaubereiche, in den 
Ländern des Südens sind es ar- 
beitsintensive Industrien wie die 
Textil, Spielzeug- oder Elektro- 
nikproduktionen, die von Frauen 
dominiert sind. Daher stellt sich 


das Bild in unterschiedlichen 
Ländern unterschiedlich dar. In 
Kambodscha sind 92 Prozent der 
Entlassenen Frauen. Bei uns sind 
von den Erstrunden-Effekten 
Männer betroffen, weil Män- 
ner in konjunkturanfälligeren 
Branchen arbeiten, wie etwa der 
Auto- und der Bausektor. Daher 
sieht es auf den ersten Blick so 
aus, als wären Frauen weniger 
betroffen, weil sie vorwiegend im 
Dienstleistungsbereich beschäf- 
tigt sind. Dieser leidet im Moment 
noch nicht, aber es ist ganz klar 
absehbar, dass bei den Zweitrun- 
den-Effekten, wenn der Staat im 
öffentlichen Sektor kürzt, Frauen 
in den Bereichen wie Erziehung 
oder Gesundheit stark betroffen 
sein werden. Aber was heißt 
"profitieren"? Auf dem Arbeits- 
markt ist von einer Feminisierung 
der Beschäftigung die Rede, weil 
mehr Frauen erwerbstätig sind. 
Aber in welchen Beschäftigungs- 
formen? Es ist ein globales Phä- 
nomen: Frauen sind vorwiegend 
in niedrigentlohnten, informellen 
oder in Teilzeitjobs tätig. Die Rol- 
le, die der Arbeitsmarkt Frauen 
zuschreibt, ist also die der Zuver- 
dienerin. Gleichzeitig gibt es aber 
den männlichen Familienernäh- 
rer nicht mehr so wie früher. Die- 
se Rolle wird abgebaut, weil die 
Reallöhne sinken und auch die 
Arbeit von Männern flexibilisiert 
wird. Somit wird die sogenannte 
Zuverdienerinnen-Rolle immer 
wichtiger, aber der Markt bewer- 
tet das nicht angemessen. Die 
Jobs, die Frauen machen, werden 
weiterhin niedrig entlohnt. Und 
hier kommt man auf das sehr 
sensible Problem der Bewertung 
von Arbeit. Arbeit wird sehr ge- 
schlechtsgebunden bewertet: 
Männerarbeit wird prinzipiell 
höher bewertet und besser ent- 
lohnt als Frauenarbeit, vor allem 
dann, wenn die Arbeit von Frauen 
haushalts- und personennah ist. 


"Die Zeit" zitierte kürzlich den 
Sozialwissenschaftler Klaus Hur- 
relmann, der meinte, Frauen wür- 
den sich zwar auch an Leistung 
orientieren, "rechnen aber nicht 
damit, dass am Ende auch mehr 


Geld dabei rausspringt". Wird die 
Krise genutzt, um Erwartungen 
an Löhne oder Dienstverhältnisse 
runter zu schrauben ? 


Wichterich: Wenn man sich die 
Analysen früherer Krisen in ande- 
ren Ländern anschaut, stellt man 
fest, dass Krisen immer genutzt 
wurden, um Arbeit zu flexibili- 
sieren und Löhne abzusenken. 
Die Asienkrise hat gezeigt, dass 
sich die ökonomischen Zahlen 
nach etwa zwei Jahren erholt 
hatten, die Löhne hingegen wa- 
ren erst nach sieben Jahren auf 
dem Niveau, als die Krise ein- 
setzte. Frauen stellen auf den 
Erwerbsmärkten geringere An- 
sprüche als Männer. Bei Einstel- 
lungsgesprächen - das trifft bei 
Arbeitsplätzen mit niedrigem 
Qualifikationsniveau genauso 
zu wie für Managerinnen - for- 
dern Frauen weniger als Män- 
ner. Deswegen werden Frauen 
tariflich niedriger eingestuft. 
Das gilt ohnehin für flexible 
Beschäftigungsformen. So wird 
zum Beispiel Kantinenpersonal in 
Betrieben nicht als Stammperso- 
nal geführt, sondern als Randbe- 
legschaft und damit werden sie 
schlechter bezahlt. So reprodu- 
ziert sich das System. Und hier 
kommt die Krise den Unterneh- 
men sehr recht, um zu sagen, wir 
stehen unter Druck und können 
nur wenig zahlen, nur flexibel 
beschäftigen usw. 


Sie haben mal in einem Text für 
die "taz" geschrieben, dass der 
Staat in Krisenzeiten die Risiken 
von oben nach unten umverteilt 
- somit würde das Risiko letzt- 
lich von Frauen aufgefangen. Wie 
bzw. in welcher Form? 


Wichterich: Die Krise zeigt ja 
sehr deutlich, dass die Märkte 
eine Hochrisikoterrain sind. Die 
Finanzmärkte mit ihren wahn- 
witzigen Spekulationen, aber 
auch die Erwerbsmärkte. Wenn 
wir schauen, wie sich die Märk- 
te und die Preise - von denen 
Konsumentlnnen betroffen sind - 
verändert haben, dann sehen wir, 
wie in den letzten Jahren Risiken 


auf die unteren Ebenen verlagert 
wurden. Beispielsweise dadurch, 
dass die Exportarbeiterinnen in 
vielen Ländern inzwischen Leih- 
arbeiterinnen sind, das heißt sie 
werden von der Leiharbeitsfirma 
in die Fabrik geschickt, wenn 
ein Auftrag reinkommt. Das Ri- 
siko der Exportabhängigkeit von 
Aufträgen aus dem Ausland ver- 
lagert das Unternehmen an die 
Arbeiterinnen. Das Risiko, ob ein 
Hotel die Zimmer belegt hat, tra- 
gen "Zimmermädchen", die nur 
noch pro gemachtes Bett bezahlt 
werden. Solange es keine Min- 
destlöhne für Hotelbeschäftigte 
gibt, werden sie so bezahlt. Und: 
Die Preise für Lebensmittel sind 
im letzten Jahr enorm gestiegen, 
weil auf Nahrungsmittelernten 
gewettet wurde. Die Spekulati- 
onsblase hat sich in inflationär 
steigende Preise für Getreide und 
Reis übersetzt. Die Risiken die- 
ses Spekulationsmarktes tragen 
letztlich jene, die diese teuren 
Lebensmittel kaufen müssen. 


Die Trennung von Reproduk- 
tions- und Produktionsarbeit soll 
ihrer Ansicht nach aufgehoben 
werden. Wie stellen Sie sich die 
Zukunft von reproduktiver Arbeit 
vor? 


Wichterich : Es muss sich an dem 
gesamten System von Arbeit et- 
was ändern. Dazu müssen wir 
das Ganze von Arbeit in den Blick 
nehmen, also die Erwerbsarbeit, 
aber auch unbezahlte Arbeit, 
die die Versorgung der Gesell- 
schaftsmitglieder im Alltag ge- 
währleistet. Und wie gesagt: Für 
die Erwerbsarbeitsmärkte ist die 
Bewertung von Arbeit wichtig 
und sie ist nicht abtrennbar von 
der Kategorie Geschlecht und der 
systemischen Diskriminierung 
von Frauen. Nun plädiere ich - 
wenn sich an dem ganzen Sys- 
tem, wie Arbeit verausgabt wird, 
etwas ändern soll - für eine Um- 
verteilung und Neubewertung 
von Arbeit. Die Idee ist, dass jede/ 
jeder in der Gesellschaft einen 
Teil Sorgearbeit und einen Teil 
bezahlte Arbeit übernimmt. Die 
Geschlechtsbindung von Arbeit, 


und das heißt vor allem die Bin- 
dung von Sorgearbeit an Frauen, 
muss aufgehoben werden. Diese 
Normen müssen auch auf den 
Erwerbsmärkten geknackt wer- 
den, wo immer noch eine star- 
ke _Geschlechtssegmentierung 
herrscht. Die Leitung der gesam- 
ten Wirtschaft und der Konzerne 
ist immer noch männlich kon- 
notiert. Die ersten Schritte zu 
einem neuen Modell von Arbeit 
könnten sein: Arbeitszeitverkür- 
zung für bezahlte Arbeit, gleich- 
zeitig muss unbezahlte Arbeit 
zwar nicht entlohnt werden, aber 
es muss soziale Sicherheitsan- 
sprüche dafür geben. Jene die 
Kinder oder Alte versorgen, soll- 
ten auch Rentenansprüche mit 
dieser Versorgungsarbeit erwer- 
ben. Es sollte nicht alle Arbeit 
über Marktverträge abgewickelt 
werden, sondern viel mehr über 
soziale Verträge. 


Zunehmend werden Reproduk- 
tionsarbeiten wie etwa Reini- 
gungsarbeiten an Migrantinnen 
ausgelagert, für ein paar Stunden 
im Monat können sich das schon 
viele leisten, wenn beispielsweise 
8 Euro die Stunde bezahlt wer- 
den. Wird so die Reproduktions- 
arbeit wieder vermehrt auf den 
Markt gebracht? 


Wichterich: Der Haushalt ist 
ein Bereich, wo undokumen- 
tierte MigrantInnen ganz mas- 
siv einbezogen werden. Das hat 
nichts mit dem Aufbrechen der 
geschlechtsspezifischen Arbeits- 
teilung zu tun, aber viel mit 
der Flexibilisierung des Arbeits- 
marktes - oder wie es die So- 
ziologInnen nennen - mit einer 
Unterschichtung des Marktes. 
Statt durch Mindestlöhne eine 
untere Grenze einzuziehen wird 
durch die Beschäftigung von 
undokumentierten MigrantInnen 
nach unten hin immer weiter in 
Richtung Lohn- und Sozialdum- 
ping aufgeweicht. Das kann doch 
nicht unser Ziel sein. Wenn wir 
für die Märkte eine allgemeine 
Gerechtigkeitsnorm setzen wol- 
len, müssen Mindeststandards 
durch Mindestlöhne gesetzt und 
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Rechte garantiert werden, statt 
neue Diskriminierungen zuzulas- 
sen. Für jeden/jede ein Grundein- 
kommen und ein Umbau durch 
Neubewertung und Umvertei- 
lung von Arbeit, das würde neue 
Möglichkeitsstrukturen schaffen. 


In ihrem im Oktober erscheinen- 
den Buch soll es um "Paradoxi- 
en von Frauenrechtskämpfen, 
Gleichstellungspolitiken und Ent- 
wicklungskonzepten" gehen. Von 
welchen Paradoxien sprechen 
Sie? 


Wichterich: In den vergangenen 
Jahrzehnten wurden zweifels- 
ohne große Gleichstellungsfort- 
schritte gemacht. Die Geschlech- 
terrollen- und Verhältnisse sind 
in Bewegung gekommen. Frau- 
en haben Lebensmöglichkeiten, 
von denen ihre Großmütter nur 
geträumt haben. Aber die ge- 
schlechtsspezifische Arbeit ist 
bei weitem nicht geknackt. Zwar 
sind immer mehr Frauen in die 
Erwerbsarbeit reingekommen 
und somit gab es eine starke 
Flexibilisierung und Erweiterung 
von Frauenrollen. Aber Männer 
haben keineswegs in gleichem 
Ausmaß Versorgungsarbeiten 
übernommen. Männliche Rollen 
haben sich viel weniger flexibi- 
lisiert als weibliche Rollen. Von 
Gleichheit noch weit entfernt 
stellen wir also fest, dass sich 
in vielen politischen Bereichen, 


in der Beschäftigungspolitik, in 
der Gleichstellungspolitik bei uns 
aber auch in der Entwicklungspo- 
litik, eine Gender.Fatigue breitge- 
macht hat, eine Geschlechterer- 
schöpfung. Die Politik sagt: Ach 
nein, nicht wieder das Thema, 
Frauen sind doch so weit voran- 
gekommen. Gleichzeitig stellen 
wir fest, dass Geschlecht immer 
noch ein Ordnungsprinzip in der 
Gesellschaft und - neben ande- 
ren - immer noch als Kategorie 
der Diskriminierung und sozia- 
ler Ungleichheit wirkt, obwohl 
Frauen immer weiter in die Öf- 
fentlichkeit, in die Medien, in die 
Politik, in die Erwerbsarbeit inte- 
griert wurden. Das nenne ich eine 
paradoxe Integration, denn wei- 
terhin bestehen Ungleichheiten 
und auch die Krise wirkt so, dass 
Frauen als soziale Air Bags funk- 
tionieren, wo sie viel auffangen, 
viele Kosten übernehmen. Somit 
werden soziale Ungleichheiten - 
auch zwischen Frauen - erneut 
verstärkt. Mein Buch beschäftigt 
sich mit diesen Widersprüchlich- 
keiten und den weiterhin beste- 
henden sozialen Ungleichheiten. 


Die Soziologin Christa Wichterich 
ist Mitglied des Wissenschaftli- 
chen Beirats von Attac Deutsch- 
land. Das Interview wurde durch 
Beate Hausbichler geführt und 
am 19.9.2009 in dieStandard.at 
publiziert. 


>>> Die Studierendenbewegung in Bern — Strohfeuer 


Am 17. November 2009 haben an 
der Universität Bern zwischen 50 
und 250 Menschen die Aula des 
Hauptgebäudes besetzt. Nach 
acht Tagen intensiven Auseinan- 
dersetzungen haben die Beteilig- 
ten den Raum wieder freigege- 
ben. Die Bewegung steht nun vor 
zukunftsweisenden Herausforde- 
rungen. 


Nachdem eine Demonstration, 
welche am 17. November 2009 
von der SUB (StudentInnenschaft 
der Universität Bern) organisiert 
wurde und ca. 300 Personen 
versammelt hat, vor dem Haupt- 
gebäude der Universität Bern 
aufgelöst wurde, haben sich ca. 
zwei Drittel der Beteiligten dazu 
entschieden, die Aula zu beset- 
zen. Diese Besetzung wurde we- 
der von einem Organisationsko- 
mitee vorgeplant, noch hat sich 
bei der Besetzung selbst eine 
Kerngruppe entwickelt, welche 
die Besetzung in die Hand nahm. 
Jede einzelne Entscheidung wur- 
de kollektiv diskutiert. Hingegen 
wurden schnell verschiedene Ar- 
beitsgruppen gebildet, die für die 
unterschiedlichen Bedürfnisse, 
die bei einer Besetzung entste- 
hen, die Verantwortung über- 
nahmen: AG-Inhalt, AG-Medien, 
AG-Programm, AG-Essen, AG- 
Vernetzung. 


Der Kontext der 
Besetzung 


Die Berner Besetzung steht in 
einem Kontext, in dem drei par- 
allele Entwicklungen feststellbar 
waren. Die erste liegt in der Ent- 
scheidung der philosophischen 
Fakultät und des Rektorats der 
Universität Bern, den Studien- 
gang Soziologie indirekt aufzu- 
heben, indem nur noch ein Ba- 
chelor in Sozialwissenschaften 
absolviert werden kann. Das Stu- 
dienfach Soziologie taucht da- 
bei neben Politik- und Medien- 
wissenschaften unter, nicht nur 
quantitativ (Besetzung der Pro- 
fessuren), sondern auch qualita- 
tiv (inhaltliche Neuausrichtung). 
Vor sechs Monaten hat dann 
auch eine Gruppe von Studie- 
renden die Fakultätsratsitzung 


besetzt und somit den Entscheid, 
die Soziologie in Sozialwissen- 
schaften aufgehen zu lassen, 
vertagt. Der definitive Entscheid 
konnte schliesslich nicht verhin- 
dert werden. Jedoch haben sich 
zu diesem Anlass verschiedene 
Studierende - nicht nur von der 
Universität Bern - das erste Mal 
vernetzt. Diese Tatsache ist Aus- 
druck eines Unbehagens gegen- 
über gewissen universitären Ent- 
wicklungen (Verschulung etc.), 
welches bei vielen Studierenden 
vorzufinden ist. 


Zweitens: Im Grossen Rat des 
Kantons Bern wird zurzeit das 
neue Uhniversitätsgesetz (UniG) 
diskutiert. Dieses sieht eine wei- 
tere Ökonomisierung der Bildung 
vor: Bildung wird vermehrt zu 
einem Investitionsgut, welches 
eine Exzellenz ausbildet und so- 
mit nicht unabhängiges sondern 
nur noch marktgerechtes Wissen 
vermittelt. Auch soll nach dem 
neuen UniG ein Unibeirat einge- 
führt werden, nämlich nach dem 
Vorbild von Basel und Zürich. Im 
ersten Fall besetzten vorwiegend 
VertreterInnen der Basler Che- 
mie die Sitze, im zweiten sind 
es Vertreterinnen von Banken 
und Versicherungen. Die SUB 
hat sich gegen das neue UniG 
ausgesprochen und zu diesem 
Anlass auch die Demonstration 
am 17. November organisiert, 
welche als einer der Ausgangs- 
punkte der Besetzung betrachtet 
werden kann. Die SUB war dann 
auch eine der einzigen offiziellen 
Studierendenorganisation, wel- 
che die Besetzung inhaltlich un- 
terstützt hat. In Basel und Zürich 
sahen sich die BesetzerInnen mit 
der Kritik der offiziellen Studie- 
rendenorganisationen ihrer Uni- 
versität konfrontiert. 


Drittens: Die internationale 
Dynamik gegen die Bologna- 
Reform, welche in Wien ausge- 
löst wurde und zu zahlreichen 
Besetzungen weltweit führte, 
hat schnell auch in der Schweiz 
Wurzeln geschlagen. Um den 
10. November haben Studieren- 
de der Universität Basel die Aula 


besetzt, am 17. November Stu- 
dierende aus Zürich und Bern. 
Einige Tage später wurden auch 
die Aulen in Genf und Lausanne 
besetzt. 


Die Forderungen 


Die Forderungen, welche die 
Beteiligten der Besetzung aus- 
formulierten, waren in erster Li- 
nie auf ihre eigene Situation als 
Studierende fokussiert, gingen 
jedoch auch über die unmittelba- 
ren Bedürfnisse der Studierenden 
hinaus und integrierten andere 
sozialen Gruppen. So wurden 
z.B. die Arbeitsverhältnisse des 
Mittelbaus, des administrativen 
Personals sowie des Putz- und 
Mensapersonals angesprochen 
und in Verbindung zur Studie- 
rendensituation gebracht. Zudem 
wurden durch die Teilnahme von 
Lehrlingen und jungen Berufstä- 
tigen an der Besetzung weitere 
Fragen thematisiert. So fand z.B. 
schon am zweiten Tag eine Ver- 
anstaltung zur 4. Revision der 
Arbeitslosenversicherung statt. 
Die Forderungen der Besetzen- 
den zielten auf die Kritik und 
die Überwindung der Ökonomi- 
sierung aller gesellschaftlichen 
Lebensbereiche. Zudem wurde 
das selektive Bildungssystem all- 
gemein kritisiert und Vorschläge 
in Richtung „Bildung für alle" 
formuliert. Die Details der For- 
derungen sind im Artikel „Warum 
besetzen wir unsere Aula?" in 
dieser Ausgabe von Attactuell zu 
finden. 


Die Erfolge der 
Besetzung 


Erfolge können mindestens drei 
benannt werden. Erstens konnten 
durch die Besetzung sehr viele 
Leute mobilisiert und politisiert 
werden, welche zum ersten Mal 
an solchen Aktionen teilnahmen. 
Das persönliche Unwohlgefühl 
gegenüber den sich verändern- 
den Zuständen an der Universi- 
tät (Verschulung, Kontrolle etc.) 
erhielten durch die Besetzung 
eine kollektive Dimension. Zwei- 
tens zeigten die Beteiligten vor- 
bildlich, was basisdemokratische 
Selbstorganisation heisst. So 


wurden z.B. die politischen In- 
halte und die Forderungen stets 
gemeinsam diskutiert und im 
Konsensverfahren entschieden. 
Dadurch wurde ein Maximum 
an Meinungen in die Entschei- 
dungsfindung integriert und die 
inhaltlichen Auseinandersetzun- 
gen führten zur Stärkung der 
eigenen Positionen. Schliesslich 
war das von den Besetzenden 
organisierte Podium mit Rektor 
U. Würgler, Erziehungsdirek- 
tor B. Pulver und VertreterInnen 
des Mittelbaus, der SUB und der 
Besetzung selbst in der Aula ein 
Erfolg. Ca. 400 Studierenden ha- 
ben sich an der Diskussion um die 
Forderungen der Besetzenden am 
letzten Abend (25. November) 
beteiligt. 


Die Probleme der 
Besetzung 


Nebst der vorwiegend positiven 
Erfahrungen, welche durch die 
Besetzung gemacht wurden (z.B. 
Politisierung von Leuten, die bis 
dahin in keine politischen Grup- 
pen aktiv waren; Vernetzung 
von unterschiedlichen Gruppen ; 
kollektive Erarbeitung von kon- 
kreten Forderungen etc.), wur- 
den auch Schwierigkeiten erlebt. 
Zwei grössere Probleme können 
benannt werden, welche sich 
gegenseitig bedingen. Einerseits 
wurde der Moment verpasst, 
während der Besetzung die „Bil- 
dung" selbst in die Hand zu neh- 
men. Zwar wurden am ersten Tag 
zwei grössere Veranstaltungen 
zum neuen UniG und zur Revisi- 
on der Arbeitslosenversicherung 
von den Besetzenden selbst or- 
ganisiert, die „Eigenbildung", also 
die autonome Organisation „un- 
serer Uni" geriet jedoch schnell 
in den Hintergrund. Die Betei- 
ligten waren vorwiegend mit 
praktischen Arbeiten beschäftigt 
(kochen, sich mit anderen Uni- 
versitäten vernetzten etc.). Die- 
jenigen Erfahrungen, die z.B. in 
Zürich gemacht wurden (zwei bis 
vier inhaltliche Veranstaltungen 
pro Tag, sowohl eigene Vorträge, 
wie auch externe mit K. Wyss, 
A. Demirovic etc.), wurden in 
Bern nicht gemacht. Dies wirkte 


sich andererseits auf die Beteili- 
gung an der Bewegung aus. Sie 
verlor schnell an Dynamik, was 
dazu führte, dass vorwiegend die 
gleichen Leute in den gleichen 
Arbeitsgruppen die gleichen Auf- 
gaben übernahmen. 


Wie weiter ? 


Die Aula wurde am 25. Novem- 


ber 2009 freigegeben, ohne 
auf die Vorschläge des Rektor 
einzugehen (Benutzung von 
Universitätsräumen unter den 
Bedingungen: drei an der Uni- 
versität Bern studierende Per- 
sonen müssen ihre Personalien 
angeben; die Räume werden nur 
in Abmachung mit dem Rektorat 
benutzt etc.). Hingegen wurden 


oder langfristige Zusammenarbeit ? >>> 


schon erste Sitzungen mit ca. 40 
Personen im Anschluss an die Be- 
setzung organisiert. Die Arbeits- 
gruppen werden weitergeführt, 
mit den Schwerpunkten der Wei- 
terentwicklung der inhaltlichen 
Forderungen, der konkreten Ak- 
tionen und der Ausweitung der 
Bewegung über die universitären 
Grenzen hinaus. Der politische 


Inhalt der Berner Bewegung wird 
zeigen, ob sie selbst ein Stroh- 
feuer oder eine langfristige Zu- 
sammenarbeit zwischen den be- 
teiligten Personen darstellt. 


Maurizio Coppola 








Die Solidaritätserklärung von attac Schweiz mit den Besetzenden der Universitäten kann auf unserer Homepage gelesen werden: 


http://www.suisse.attac.org/Solidaritatserklarung-von-attac 








>>> Warum 


Vom 17. bis zum 25. Novem- 
ber haben Studierende und 
Nicht-Studierende in Bern die 
Aula der Universität besetzt. 
Daraus ergaben sich folgende 
Forderungen, nachzulesen auf 
www.unsereuni.ch. 


Wir fordern freie Bildung 


für alle 


Knapp 80% der Studierenden 
arbeiten neben ihrem Studium 
(Bundesamt für Statistik, 2005). 
Die meisten davon sind auf diese 
Erwerbsarbeit angewiesen, um 
ihre Lebens- und Studienkos- 
ten zu decken. Die Studierenden 
brauchen somit viel Zeit, um Geld 
zu verdienen - Zeit, die damit für 
das Studium fehlt. Eine Folge da- 
von ist, dass Studiengänge, die 
besonders stark strukturiert sind, 
fast nur denjenigen offen stehen, 
die von Haus aus über genügend 
Geld verfügen. So zum Beispiel 
Medizin, wo es nachweislich we- 
niger erwerbstätige Studierende 
hat. 


Lösungsansätze, um dieser Dis- 
kriminierung sozial benachteilig- 
ter Bevölkerungsschichten ent- 
gegen zu wirken, sind hinlänglich 
bekannt: Teilzeitstudienpläne, 
die Verminderung der Pflicht- 
veranstaltungen mit Präsenz- 
kontrolle oder existenzsichernde 
Stipendien. 


besetzen wir unsere Aula ? 


Die gegenwärtigen Entwick- 
lungen gehen aber genau in die 
gegenteilige Richtung. Die Aus- 
arbeitung von Teilzeitstudien- 
plänen für erwerbstätige Studie- 
rende ist bisher vorwiegend ein 
leeres Versprechen. Vielmehr hat 
die Bolognareform die Selbst- 
gestaltungmöglichkeiten für die 
Planung des Studiums massiv 
eingeschränkt. Eine Fülle von 
obligatorischen Veranstaltungen 
mit Präsenzkontrollen machen es 
ganz einfach unmöglich, neben 
dem Studium für seine Lebens- 
kosten aufzukommen. Abhilfe 
könnte hier eine breite und ge- 
rechte Stipendienvergabe schaf- 
fen. Seit 1994 ist der Gesamtbe- 
trag der kantonalen Stipendien 
aber real um 25% gesunken 
- trotzt ständig steigender Stu- 
dierendenzahlen (Bundesamt für 
Statistik, 2008). Überdies ist die 
Vergabe von Stipendien kantonal 
geregelt. Dies wirkt diskriminie- 
rend: Im Kanton Zürich erhält 
einE Stipendiatln im Durch- 
schnitt 3800 Franken pro Semes- 
ter, im Kanton Neuenburg sind es 
knapp 1200 Franken. 


Der Entwurf zum teilrevidierten 
Universitätsgesetz verschärft die 
Tendenzen zur sozialen Selek- 
tion noch weiter. Es liefert die 
Grundlage für doppelt so hohe 
Prüfungsgebühren und ermög- 
licht die Einführung des Numerus 
Clausus für alle Studiengänge! 


Aufgrund dieser Missstände for- 

dern wir: 

e Teilzeitstudienpläne, die das 
Arbeiten neben dem Studium 
ermöglichen 

e Den Ausbau und die gesamt- 
schweizerische Harmonisie- 
rung des Stipendienwesens 
zur Deckung der Lebenskosten 

e Ein Ende der Pflichtveranstal- 
tungen mit Präsenzkontrolle. 

®e Keine  Zulassungsbeschrän- 
kungen (Numerus Clausus), 
weder offen, noch versteckt ! 


Wir fordern eine 
demokratische 
Universität 


Die Bildungsminister Europas 
haben in ihren Absichtserklä- 
rungen die Studierenden als 'full 
partners’ bei der Gestaltung der 
Hochschullandschaft anerkannt. 
Leider ist von dieser Partner- 
schaft in der Schweiz in ver- 
schiedener Hinsicht nicht viel zu 
spüren, An der Universität Zürich, 
wie auch an vielen Fachhoch- 
schulen, gibt es keine anerkann- 
te Studierendenvertretung. Und 
auch auf nationaler Ebene fehlt 
die gesetzliche Anerkennung des 
Verband Schweizerischer Stu- 
dierender (VSS) als vollwertiger 
Partner. 


Und wo die Partnerschaft der 
Studierenden institutionell aner- 
kannt wird, heisst das noch lange 


>>> 


nicht, dass sie auch so behandelt 
werden. So wurde in Bern die 
Zusammenlegung der Soziologie 
und Politikwissenschaft auf un- 
durchsichtige Weise entschieden 
und kommuniziert - wodurch 
auch die SUB hintergangen 
wurde. 


Statt einer Stärkung der stu- 
dentischen Mitsprache will die 
geplante Teilrevision des Uni- 
versitätsgesetzes die internen 
Demokratie unterwandern. Der 
Senat wird de facto als oberste 
Instanz entmachtet, während das 
Rektorat gestärkt wird. Im Sinne 
der Prinzipien des New Public 
Management wird ein Gremium, 
in welchem Studierende, Mittel- 
bau und Dozenten eine wichtige 
Rolle spielen (Senat), gegenüber 
einer kleinen Gruppe (Rektorat) 
zurückgebunden, das die Univer- 
sität wie eine Firma leiten soll. 


Deshalb fordern wir: 

® Die paritätische Mitbestim- 
mung von ALLEN auf ALLEN 
Ebenen (Studierende, aber 
auch Mittelbau/ Sekretariate/ 
Putzpersonal etc.) 

® Die Beibehaltung des Senats 
als das oberste Organ der Uni- 
versität. 

e Den freien Informationsfluss 
(Keine Geheimhaltungspflicht 
von Vertreterlnnen gegenüber 
den von ihnen Vertretenen) 

® Transparenz bei der Geldver- 


>>> 


teilung an Fakultäten und In- 
stitute. 

« Oeffentliche Stellenausschrei- 
bung und Transparenz bei der 
Stellenbesetzung auf allen 
Stufen 


Wir kämpfen gegen die 
Ökonomisierung der Uni 


Die Hochschulen stehen laut der 
Verfassung des Kantons Bern 
(Art. 44) im Dienst der Allge- 
meinheit, indem sie die wissen- 
schaftliche Erkenntnis durch 
Lehre und Forschung fördern. Die 
Ökonomisierung der Universitä- 
ten zielt genau auf das Gegenteil 
dieses Verfassungsauftrages: Die 
Universität wird zur Firma, die 
Studierenden zu Bildungskonsu- 
menten. 


Auf Ebene der Universitäten ent- 
wickelt sich daraus ein harter 
Konkurrenzkampf um Studieren- 
de und private Mittel. In diesem 
Kontext messen Rankierungen 


die Universitäten nach ober- 
flächlichen und oft intransparen- 
ten Kriterien um sie miteinander 
'vergleichbar' zu machen. Die 
Unileitung nimmt dementspre- 
chend immer stärker die Rolle 
einer Firmenleitung ein. In der 
geplanten Teilrevision des Uni- 
versitätsgesetzes wird das Rek- 
torat genau in diesem Sinne 
massiv gestärkt und über den 
Senat erhoben. Ebenso soll in 
Bern ein Beirat geschaffen wer- 
den, welcher die Einflussnahme 
der Wirtschaft in universitäts- 
politischen Entscheidungen si- 
cherstellen soll. Dies liegt in der 
Logik der GATS- und Lissabonner 
Verträge, welche sicherstellen, 
dass Bildung nachhaltig zu ei- 
nem handelbaren Gut verkommt: 
Rentabilitätsdenken und nicht 
die Erhaltung der Diversität und 
der Qualität der Lehre stehen im 
Vordergrund. Wen wundert es, 
das an einer solchen Institution 
der Putzdienst kürzlich ausgela- 


Mitmachen und Kontakte 


Auf einen Artikel reagieren ? Einen Text zur Veröffentli- 
chung vorschlagen ? Bei attactuell mitmachen ? Gerne |! 
Kontaktadresse : attactuell@attac.org, oder über eine der 
drei Deutschschweizer attac-Sektionen : 


attac basel, Postfach, 4002 Basel, 


basel@attac.org, www.attac.ch/basel 
attac bern, Postfach 520, 3000 Bern 9, 
bern@attac.org, www.attac-bern.ch 


attac zürich, 8000 Zürich, 


zurich@attac.org, www.attac.ch/zurich 


Wer sich für die Mitarbeit in einer attac-Sektion interes- 
siert oder auch einfach einmal reinschauen möchte, ist je- 
derzeit herzlich willkommen. Infos über geplante Termine 
und Sitzungen sind bei den Gruppen erhältlich. Bis bald ! 


attactuell jetzt abonnieren |! 


Bitte nutzt den beigelegten Einzahlungsschein für eine 
Spende für attactuell - und ihr bekommt die Zeitung 
garantiert weiterhin auf Papier zugeschickt: Konto 17- 
762066-4, Attac-Schweiz, 1700 Fribourg ! 


An dieser Nummer haben sich betei- 


ligt : 


Marco Büchel, Maurizio Coppola, Alwin Egger, Michel Pel- 


laton, Peter Streckeisen, Karin Vogt 
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gert wurde, um auf dem Rücken 
dieser prekären Arbeitnehmer 
Geld zu sparen ? 


Die Studierenden als Bildungs- 
konsumenten werden dazu an- 
gehalten ausschliesslich Wissen 
zu erwerben welches auf dem 
Arbeitsmarkt verwertbar und 
mehrheitsfähig ist. Selbst Frei- 
zeitaktivitäten unterstehen zu- 
nehmend dem Druck, für Karrie- 
rezwecke verwertbar zu sein. Die 
Studierenden sollen sich mög- 
lichst rasch auf den Arbeitsmarkt 
anbieten und andere Lohnabhän- 
gige konkurrenzieren. Selbstver- 
ständlich ist es in diesem Kon- 
text für die Universitäten nicht 
attraktiv, ein breites Spektrum 
an Studieninhalten aufrecht zu 
erhalten. 


Darum verlangen wir: 

e Kein Unibeirat ! 

®e Keine  Studienzeitbeschrän- 
kungen! 

® Erhaltung und Ausbau der 
Diversität von Lehre und For- 
schung 

e Fairness bei der Geldvertei- 
lung an Fakultäten und Insti- 
tute 

e Mehr öffentliche Mittel für 
die Bildung 

®e Keine Fokussierung 
marktgerechte Ausbildung 

e Keine Ausrichtung auf Exzel- 
lenz statt Qualität 

® Reintegration der „geoutsour- 
ceten" Teile der Uni (Putzper- 
sonal, Mensen etc.) 


auf 


Wir kämpfen gegen 
die Verschulung des 
Hochschulwesens 


Das Studieren an Universitäten 
und anderen Hochschulen hat 
sich mit der Bologna-Reform 
grundlegend verändert: Nicht 
der Lernprozess und die Kom- 
petenz des kritischen Denkens, 
sondern einzig der Output steht 
im Mittelpunkt des neuen „Lehr- 
plans“ Bildung wird mit ECTS 
gleichgesetzt. 


Die Bologna-Reform hat sich 
das 'student-centered learning’ 
auf die Fahnen geschrieben. Der 
heutige Alltag der Studierenden 


gleicht aber immer mehr einer 
Jagd nach ECTS-Punkten und 
die rigide Formulierung der Stu- 
dienpläne und Module schränkt 
die Wahlmöglichkeiten innerhalb 
des Curriculums bisweilen mas- 
siv ein. Besonders selbstständige 
Arbeitstechniken, vertiefte the- 
matische Auseinandersetzung 
mit eigener Fragestellung und 
selbständige Studiengestaltung 
werden immer stärker ins Mas- 
terstudium und sogar ins Dokto- 
rat verdrängt. Diese Entwicklung 
wird auch von den Dozierenden 
beklagt: „Die Universität unter- 
scheidet sich wenig mehr vom 
Gymnasium: Sie setzt auf Ter- 
mine und Kontrollen, kurz: auf 
äussere Disziplinierung" (Prof. 
Schmid, NZZ am 20.11.2009). 


Auch die Erleichterungen der 
Mobilität, mit welcher die Bolo- 
gnareform an die Studierenden 
gebracht wurde, stellt sich als 
leeres Versprechen heraus. Die 
Studierenden sehen sich neuen 
bürokratischen Hürden konfron- 
tiert, weil im ökonomiserten Bil- 
dungsraum nicht im Interesse der 
Universitäten oder Institute liegt, 
Studierende an die „Konkurrenz" 
zu verlieren. 


Darum setzen wir uns ein für: 

e Klar kommunizierte Bewer- 
tungskriterien (Transparenz 
der Anforderungen, Bewer- 
tungen und detaillierte Rück- 
meldungen) 

e Mehr Mobilität zwischen Fa- 
kultäten und Universitäten in 
der Schweiz und weltweit. 

e Freie Fächerkombination (Kei- 
ne Pflicht-Monofächer und 
Pflicht-Nebenfächer) 

e Die Abschaffung der Präsenz- 
pflicht 


Die durch die Besetzung der Aula 
geschaffene Plattform soll dazu 
dienen, die festgelegten Forde- 
rungen weiter zu diskutieren, zu 
konkretisieren und umzusetzen. 
Wir laden alle Beteiligten ein, 
an der Diskussion über die Um- 
setzung dieser Punkte teilzuneh- 
men. 


SOLIDARITÄT MIT ALLEN 
STUDIERENDENPROTESTEN 


>>> Vertragslandwirtschaft - 


Seeland statt Neuseeland >>> 


Der von attac Bern initiierte Ver- 
ein soliTerre, regionale Vertrags- 
landwirtschaft Bern, wurde im 
Dezember gegründet. Ab März 
werden wöchentliche Körbe mit 
landwirtschaftlichen Produkten 
von sechs Höfen aus der Umge- 
bung an mindestens 50 Berner 
Haushalte geliefert. Augenschein 
auf dem Biobetrieb von Heinz 
und Beatrice Hofer in Jens. 


Mitten im beschaulichen Ört- 
chen Jens im Berner Seeland, 
ein Stück weg von Lyss und doch 
noch nicht in Biel, steht der Hof 
von Beatrice und Heinz Hofer. 
2004 haben die beiden ihn von 
Beatrice’ Vater gekauft und auf 
Bio umgestellt. Das war für das 
junge Ehepaar nichts als logisch, 
denn bereits 2001 hatten sie von 
einem Nachbarn ein Feld mit 
Hochstammobst übernommen, 
das nach biologischen Richtli- 
nien bewirtschaftet wurde. „So 
sind wir mehr oder weniger in 
die biologische Bewirtschaftung 
hineingerutscht", sagt Heinz Ho- 
fer. „Ausserdem liegt mir dieses 
Giftspritzen gar nicht." 


Es ist ein nebliger Samstagnach- 
mittag im Spätherbst, in der Kü- 
che von Hofers ist es warm, es 
gibt Kaffee und süssen unpasteu- 
risierten Most von eben diesem 
Hochstammobst. Im und ums 
Haus ist es ruhig, denn Mathias 
und Manuela, die kleinen Kinder 
der Familie Hofer, sind beim Grosi 
am Basteln. Dort sind sie oft, weil 
Beatrice Hofer zu 50 Prozent als 
Krankenschwester arbeitet, ihre 
Eltern haben damals von ihr ver- 
langt, dass sie noch einen Beruf 
ausserhalb der Landwirtschaft 
lernt - als Sicherheit. 


Obschon Beatrice immer noch 
arbeiten geht, hat sich der Be- 
trieb in den letzten paar Jahren 
entwickelt und vergrössert. 26 
Kühe befinden sich im Freilauf- 
stall, den Heinz Hofer etwa 500 
Meter vom Hof entfernt gebaut 
hat. Von seinem Bruder hat er 
auch etwas Milchkontingent 
hinzukaufen können. Momentan 
baut er noch einen Unterstand 


für die Rinder an. „Grösser wol- 
len wir jetzt nicht mehr werden", 
sagt Beatrice Hofer. 20 Hektaren 
Land gehören zum Betrieb, das 
ist Weidegebiet für die Kühe, 
aber auch Getreide, Kartoffeln 
und Mais werden darauf ange- 
pflanzt. Und natürlich muss ge- 
jätet werden. „Am schlimmsten 
zum Jäten sind die Futterrü- 
ben", sagt Beatrice Hofer. Das ist 
mühselige Kleinarbeit von Hand. 
Leichter geht es bei den Kartof- 
feln, wo auch maschinell gejätet 
wird. Die Leidenschaft von Beat- 
rice ist jedoch ihr Gemüsegarten, 
sie pflanzt auch immer wieder 
neue Gemüsesorten an, schaut, 
wie sie sich entwickeln. So sind 
Hofers zu einem grossen Grad 
Selbstversorger. Gemüse hat Be- 
atrice Hofer bisher auch direkt 
ab Hof verkauft. Das Gemüse, der 
Salat, alles konnte von den Kon- 
sumentinnen und Konsumenten 
selbst geschnitten und das Geld 
dafür in ein Kässeli gelegt wer- 
den. Doch einmal innerhalb von 
einer Nacht kam alles weg, Ge- 
müse und Geld. „Das war ein rie- 
siger Frust", sagt Beatrice Hofer. 
Die Idee der Direktvermarktung, 
wo sich kein Zwischenhändler 
und keine Zwischenhändlerin 
dazwischenschaltet und Margen 
für sich beansprucht, wollen die 
Hofers aber nach wie vor leben. 
Nicht zuletzt deshalb haben 
sie sich entschieden, beim Pro- 
jekt soliTerre mitzumachen. „So 
wissen wir, wohin unsere Pro- 
dukte geliefert werden", sagen 
die beiden. Das sei wichtig. Und 
weil beide mit ihrer Arbeit be- 
reits ausgelastet sind und keine 
Zeit hätten, einen Stand auf dem 
Markt zu machen, kommt ihnen 
das Vertragslandwirtschafts- 
projekt, wo sie eine Abnahme- 
garantie der Konsumentinnen 
und Konsumenten haben, wie 
gerufen. Der direkte Kontakt mit 
diesen soll aber dennoch zustan- 
de kommen. „Es gibt durchaus 
Arbeiten, wo sie mithelfen kön- 
nen", sagt Beatrice Hofer, „etwa 
Äpfel ablesen oder Futterrüben 
jäten - da wirst du nämlich de- 
pressivv, wenn du das alleine 
machen musst". Auch wenn die 
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Besucherinnen und Besucher auf 
dem Hof erst nicht eine grosse 
Hilfe sein werden: „Es geht um 
den Austausch”, sind sich die 
beiden einig. „Im Sommer könnte 
man auch einmal einen Brunch 
auf dem Hof machen", sagt Heinz 
Hofer. Der Ideen sind da viele und 
das Projekt läuft erst an. 





lokal 


zäme fair 


Für mehr Infos : www.soliterre.ch 


Eine Informationsveranstaltung 
zur Vertragslandwirtschaft findet 
auch im Rahmen der Tour de Lor- 
raine am 21. Januar statt (siehe 
Programm Tour de Lorraine auf 
www.tourdelorraine.ch). 


Tour de Lorraine 
21.-24. Januar | 


attac bern ist Teil der Trägerschaft des anti-WEF Festivals 
"Tour de Lorraine" welches jeweils im Januar in Bern statt- 
findet. Zusammen mit dieser Ausgabe von attactuell ver- 
schicken wir die Beilage "antidot-inclu" zur diesjährigen 
Ausgabe der TdL. Das Thema "Alternativen säen" wird darin 
vertieft behandelt. Wir wünschen viel Spass beim Lesen und 
nachmachen ! 


Die letzten 9 Ausgaben der Tour de Lorraine haben das je- 
weils in der Folgewoche in Davos stattfindende WEF - World 
Economic Forum, resp. die dort vertretenen Firmen und Po- 
litiker thematisiert, herrschende Verhältnisse angeprangert 
und Missstände aufgezeigt. So wurden in vergangenen Jah- 
ren beispielsweise die Praktiken der Pharma-Industrie be- 
leuchtet und auch der Nahrungsmittelmulti Nestl&E wurde 
kritisch hinterfragt. 


Zur 10. Ausgabe legen wir den Fokus auf real existierende 
politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Alternati- 
ven zur vorherrschenden Logik der Profitmaximierung und 
des Warenfetischismus. Obwohl es im Grossen derzeit nicht 
möglich ist, sich ausserhalb des kapitalistischen Systems zu 
bewegen, gibt es zahlreiche Ansätze und Projekte, die dies 
anstreben und im Kleinen umsetzen. Wir wollen aufzeigen, 
dass es nicht nur möglich ist, nach anderen Grundsätzen zu 
leben und zu arbeiten, sondern dass es auch absolut not- 
wendig ist, um zu verhindern, dass unsere Lebensgrundlage 
nachhaltig zerstört wird. 


Es gibt viele Ansätze, durch die wir Grundlagen lernen und 
säen können, wie eine nicht-kapitalistische, emanzipatori- 
sche Gesellschaft funktionieren könnte. Von der Vertrags- 
landwirtschaft über Zeittauschbörsen über alternatives 
Radio bis hin zu in Kommunen organisiertes, gemeinsames 
Leben und Arbeiten, autonomen Schulen und durch die 
OpenSource Software inspirierte Peer Ökonomie. Nach den 
gleichen Grundsätzen kann auch am Arbeitsplatz in einem 
Grosskonzern für mehr Mitsprache und Autonomie ge- 
kämpft werden. 


Detailliertes Programm und weitere Infos sind verfügbar un- 
ter: http ://www.tourdelorraine.ch/ 


>>> Klimagerechtigkeit jetzt ! >>> 


Der Klimagipfel ist gescheitert. Doch die Re- 
gierenden basteln weiter an einer nur der 
Wirtschaft dienlichen Scheinlösung. 


Vom 7. bis am 19. Dezember fand in Kopen- 
hagen die 15. Konferenz der UNFCCC - United 
Nations Framework Convention on Climate 
Change - statt, die so genannte COP15. Resul- 
tate gab es quasi keine. Schlimmer aber wäre 
ein ungerechter, schwammiger und mit unge- 
nügenden Reduktionszielen ausgestatteter Ver- 
trag. KlimaForum und „Bottom Summit", zwei 
während des Gipfels in Kopenhagen stattfin- 
dende Alternativveranstaltungen, haben klar 
gezeigt: Die Zivilgesellschaft will keinen Handel 
mit Emissionsrechten, der nur Banken und dem 
Kapital dient, will keine technischen Lösungen, 
die nicht ausgereift und deren Langzeitwirkung 
nicht absehbar sind (z.B. CCS*) und vor allem 
will sie keine Politiker, die nur ihrer Wirtschaft 
dienen, nicht aber dem Volk, nicht den vom 
Klimawandel betroffenen Regionen. 18 Nati- 
onen sind momentan für 80% des Ausstosses 
von Treibhausgasen verantwortlich. Diese Tat- 
sache lässt sich nicht ändern, indem ein paar 
Kohlekraftwerke in den Ländern des Südens 
auf sauber getrimmt werden. Alle Nationen, 
aber allen voran die Industrienationen müs- 
sen die CO2-Emissionen drastisch reduzieren 
und damit sofort beginnen. Zudem müssen die 
Länder des Südens, welche von den Klimaver- 


änderungen am stärksten betroffen sind, von 
den Industrienationen unterstützt werden. Die 
industrialisierten Nationen haben die Schäden, 
die das veränderte Klima verursacht, massgeb- 
lich zu verschulden und müssen sich für dieses 
Handeln verantworten. Unternehmen, die mit 
viel Medienwirbel "Greenwashing" betreiben, 
um gleichzeitig an anderen Orten noch unver- 
antwortlicher zu handeln, gibt es wie Sand am 
Meer, auch in der Schweiz gibt es viele Beispie- 
le. Diese auch noch durch den Staat mit Milliar- 
den zu unterstützen, ist ein Hohn. Konzepte wie 
ein „Green New Deal" bauen darauf auf, dass 
alles so weitergehen könne wie bis anhin, nur 
eben ein wenig grüner, Ökologischer, sauberer. 
Der Kapitalismus hat aber keine Antwort auf 
die Herausforderungen, die der Klimawandel an 
die Menschheit stellt. Dies hat die Konferenz in 
Kopenhagen klar gezeigt. Die Zivilgesellschaft 
wird weiter für eine gerechten und nachhalti- 
gen Umbau der Gesellschaft kämpfen. Dies ha- 
ben Tausende Aktivistinnen und Aktivisten aus 
allen Teilen der Erde klar gemacht. 


Alwin Egger 


CCS: Carbon Capture and Storage, auf Deutsch 
CO2-Abscheidung und -Speicherung, also der un- 
ausgereifte und absurde Versuch zur unterirdischen 
Einlagerung von CO2. 





100'000 Personen nahmen an der Grossdemo vom 12. Dezember in Kopenhagen teil. Attac Sektionen 
aus drei Kontinenten waren vertreten! (Foto ae) 
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Klimakonferenz Ko- 
penhagen - Die 7i- 
vilgesellschaft bleibt 


aussen vor 


Neuartig und überaus beeindru- 
ckend an der Klimakonferenz von 
Dezember in Kopenhagen war die 
Mobilisierung von Abertausenden 
von Menschen an einem solchen 
Anlass. Eine Delegation von attac 
schweiz war dabei. 


Nebst den Vertretern der UN-Mit- 
gliedsnationen waren sehr viele 
Lobbygruppen, Vertreter von In- 
dustrie und Handel, Banken, Ener- 
giekonzernen sowie viele NGOs 
für den Gipfel akkreditiert. An den 
letzten 3 Tagen aber, an denen die 
Regierungschefs nun auch teilnah- 
men, wurde der Zutritt stark ein- 
geschränkt, resp. verunmöglicht. 
So wurde den Vertreterlnnen von 
„Friends of the Earth” ohne weitere 
Erklärung der Zutritt gänzlich ver- 
weigert. Auch der dänische Staat 
hat die vielen angereisten Akti- 
vistinnen und Aktivisten schon im 
Vorfeld kriminalisiert. Ein Gesetz, 
welches die vorläufige Festnahme 
von Personen für bis zu 12 Stun- 
den ohne Angabe von Gründen er- 
laubt, wurde nur Wochen vor dem 
Gipfel vom dänischen Parlament 
beschlossen. Die omnipräsente 
dänische Polizei hat von dieser 
Möglichkeit auch mehr als 3000 
Mal gebraucht gemacht. In der 
zweiten Gipfelwoche wurde auch 
das bei den Behörden unbeliebte 
autonome Viertel Christiania in ei- 
ner nächtlichen Aktion überfallen. 
Dies nachdem zuvor Naomi Klein 
am „Bottom Summit" gesprochen 
hatte. Mehr als 250 Personen wur- 
den festgenommen. An der mit ge- 
gen 100'000 Personen sehr starken 
Demo am Samstag, 11. Dezember 
wurde ein Teil des „System Change 
not Climate Change"-Blocks, in 
welchem auch attac vertreten war, 
eingekesselt und es wurden gegen 
500 Personen festgenommen. 


Alwin Egger 


